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Zl.: 004-1-GR/001/2021 - 28. S.i.d.P.  

 

Verhandlungsschrift  

 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 
 

am Donnerstag, den 11.03.2021 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr  

Anwesende: 

 

Bürgermeister als Vorsitzender 

Herr Mag.rer.soc.oec. Günther Zillner

 SPÖ 

 

Vizebürgermeister 

Herr Rene Wöckinger SPÖ  

Gemeindevorstandsmitglieder 

Herr Dipl.-Ing. (FH) Daniel Zeller SPÖ Herr Anton Winkler ÖVP 

Herr Dipl.-Ing. Johannes Matzinger ÖVP Herr Josef Aichinger ÖVP 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Rudolf sen. Brandstetter SPÖ Herr Franz Dürr SPÖ 

Herr Herbert Puchner SPÖ Herr Ing. Klaus Samhaber ÖVP 

Herr Ing. Anton Puchner SPÖ Herr BSc Hannes Plank ÖVP 

Herr Mag. Klaus-Jürgen Guldner SPÖ Herr Markus Krieger ÖVP 

Herr Ing. Gerald Engleitner SPÖ Herr Jürgen Matzinger ÖVP 

Frau Sabine Schwarzendorfer SPÖ Frau Irmgard Schwarzenberger ÖVP 

Herr Mario Mayrwöger SPÖ Frau Rosina Gstöttenmayr ÖVP 

Frau Andrea Lukas SPÖ Herr Anton Kapplmüller BUNT 

Gemeinderats-Ersatzmitglieder 

Herr Mag. phil. Dr. rer. nat. Martin Pachinger

 SPÖ 

Vertretung für Frau Dipl.-Ing. (FH) Renate 

Oitzl 

Frau Alice Brandstetter SPÖ Vertretung für Frau Ute Schweighofer 

Entschuldigt fehlen: 

Gemeindevorstandsmitglieder 

Frau Dipl.-Ing. (FH) Renate Oitzl SPÖ  

Gemeinderatsmitglieder 

Frau Ute Schweighofer SPÖ  

Herr Karl Barnreiter BUNT  

 

Gemeindeamt Unterweitersdorf 
4213 Unterweitersdorf, Gusentalstraße 1A  

Tel.: 07235-63014-0  Fax: 07235-63014-13 
http://www.unterweitersdorf.at 
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Unentschuldigt fehlen: 

Niemand 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian 

 

Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Keine 

 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian u. VB Lehner Gerhard 

 

Anzahl Zuhörer: 3 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

1. die Sitzung von ihm, dem Bürgermeister, einberufen wurde; 

2. die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Er-

satzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 01.03.2020 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt 

ist und die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

kundgemacht wurde; 

3. die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 17.12.2020 am 22.12.2020 zur Einsicht aufge-

legt wurde und während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungs-

schrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

5. Als Mitunterfertiger für das bei der Sitzung aufliegende Protokoll werden gemäß § 54 Abs. 5 Oö. 

GemO. 1990 idgF. von den Fraktionen folgende Personen namhaft gemacht:    

     

SPÖ: Zeller Daniel ÖVP: Matzinger Johannes BUNT: Kapplmüller Anton 

  

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

 

Bgm. Mag. Zillner weist auf die Covid-Schutzmaßnahmen (Maskenpflicht und Abstand hin). 

 

 

Tagesordnung, Beratungsverlauf, Anträge, Beschlüsse: 
 

 

Zu 1.  Berichte, Informationen und Stellungnahmen des Bürgermeisters 
 

Bgm. Mag. Zillner spricht folgende Punkte an: 

• Corona-Teststraße in Pregarten/Bruckmühle 

o Wird von den Gemeinden bis Ende April weitergeführt 

o Personalbeistellung – Freiwillige gesucht! 

 

• INKOBA 

o Gespräche mit Vorstand über Erweiterungsmöglichkeiten in UWD-Wartberg 

o Gespräch mit Rammer über Entwicklung des Betriebsbaugebietes hat auch stattgefunden 

 

• Kepler Valley 

o Vision, in der Region einen Wirtschaftspark mit vielen Arbeitsplätzen anzusiedeln (Raum 

Gallneukirchen-Engerwitzdorf) 
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Zu 2.  Subventionen an Vereine 
 

Sachverhalt: 

Folgende Subventionsansuchen, die in die Zuständigkeit des Gemeinderates fallen, stehen zur Diskus-

sion: 

• Musikverein Unterweitersdorf - € 3.000,00 lt. GV-Beschluss vom 04.03.2021 (Rechnungsnach-

weis erforderlich)  

• Verein Alten- Kranken- und Nachbarschaftshilfe Pregarten - € 2.300,00 (lt. GV-Beschluss 

04.03.2021) 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Mag. Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.03.2021):  

• Gewährung Subventionen lt. Sachverhalt 

 

Beschluss: 

Die Gewährung folgender Subventionen wurde beschlossen: 

- Musikverein Unterweitersdorf: € 3.000,00 

- Verein Alten- Kranken- und Nachbarschaftshilfe Pregarten: € 2.300,00 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

Zu 3.  Kassenkredit 2021 - Vertrag 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 17.12.2020 den Haushaltsvoranschlag für 2021 beschlossen, wobei der 

Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2021 aufgenommen werden dürfen, mit € 

1,200.000,00 festgesetzt wurde. 

Auf Grund der aktuellen finanziellen Lage ist jedoch ein Kassenkredit in der Höhe von € 1,000.000,00 

ausreichend. 
 

Die Angebotsöffnung am 02.02.2021 ergab folgendes Ergebnis: 
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Darlehensvertrag mit der RB Region Gallneukirchen: 
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Gemäß § 83 O.ö. Gemeindeordnung 1990 idgF. ist für die Aufnahme des Kassenkredites keine auf-

sichtsbehördliche Genehmigung notwendig. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Mag. Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag.  

AL Matzinger erläutert die Details. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.03.2021):  

• Genehmigung Kassenkredit bei der RB Region Gallneukirchen in der Höhe von € 1,000.000,00 lt. 

vorliegendem Vertrag 

 

Beschluss: 

Die Aufnahme des Kassenkredites bei der RB Region Gallneukirchen in der Höhe von € 

1,000.000,00 wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 4.  FF Unterweitersdorf - Grundsatzbeschluss Ersatzbeschaffung KLF 
 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 08.02.2021 hat das Kommando der FF Unterweitersdorf folgendes mitgeteilt bzw. 

beantragt: 

 

 
 

 

Auszug aus dem Gefahrenabwehr- & Entwicklungsplanung: 
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Normkosten lt. Beschaffungsprogramm 2021: 

KRF-L Kleinrüstfahrzeug inkl. Pflichtausrüstung € 131.750,00 

Normkostenförderung - € 5.200,00 

Land BZ 37% - € 46.800,00 

Rest: 63% Gemeinde + FF  € 79.750,00 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Mag. Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.03.2021): 

• Grundsatzbeschluss über Ankauf 

 

Beschluss: 

Es wird ein Grundsatzbeschluss über den Ankauf des Feuerwehrfahrzeuges gefasst. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 5.  Flächenwidmungsplan Nr. 6 und Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 3 - Stel-

lungnahme zu Versagungsgründe 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 02.07.2020 den Flächenwidmungsplan Nr. 6 und das ÖEK Nr. 3 beschlossen 

und am 10.07.2020 zur Genehmigung dem Amt der Oö. Landesregierung übermittelt. 
 

Das Amt der Oö. Landesregierung folgende Versagungsgründe mitgeteilt: 
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Am 05.11.2020 fand eine Besprechung mit den Vertretern der Faktionen und dem Ortsplaner statt, 

wobei die Versagungsgründe beraten wurden. 

 

 

Mit Schreiben vom 07.01.2021 wurden die Betroffenen über die Änderungen verständigt und Gele-

genheit zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 12.02.2021 gegeben. 

 

• Mit Schreiben vom 21.01.2021 haben Kürnsteiner Ludwig u. Elfriede eine Stellungnahme über-

mittelt, wobei ersucht wird, die beantragte Umwidmung beizubehalten. 

• Mit Schreiben vom 23.02.2021 ersuchen die Grundbesitzer Schiefer/Oberwögern, dass derzeit 

kein Abschluss eines Baulandsicherungsvertrages gewünscht und auf eine Ausweisung des Bau-

landes im Flächenwidmungsplan verzichtet wird. Die Ausweisung soll nur im ÖEK erfolgen. 

• Stellungnahme Stiftinger Johann betreffend „Baulandsicherungsvertrag“ vom 08.03.2021. 

 

Stellungnahme zu den Versagungsgründen 

F1/Ö1: Dorfgebietswidmung Holzhäuseln / Wögern: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

[..] Auch wenn damit der aus forstfachlicher Sicht geforderte Waldabstand hergestellt 
wurde, handelt es sich dennoch um die Erweiterung eines im agrarisch geprägten Na-
turteilraum isolierten Siedungssplitters außerhalb des fußläufigen Einzugsbereichs von 
jeglicher sozialer Infrastruktur oder eines hochrangigen öffentlichen Verkehrsmittels, die 
insbesondere im Hinblick auf mögliche Folgewirkungen seitens der Örtlichen Raumord-
nung und seitens des Amtssachverständigen für Natur- und Landschaftsschutz äußerst 
kritisch zu betrachten ist. Die Feststellung seitens der Ortsplanung, dass es sich um eine 
Abrundung handelt, kann nicht nachvollzogen werden, da sie weder im ÖEK vorgese-
hen und zumindest ein zweiseitiger Baulandanschluss vorausgesetzt wird.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Aufgrund der vorhandenen infrastrukturellen Erschließung (insbesondere Übereinstim-
mung mit des Raumordnungsziel der Ziffer 8 §2 OÖ ROG 1994) sowie der in diesem Be-
reich dann abgeschlossenen Entwicklung soll die Änderung unverändert weiterverfolgt 
werden.  

Die nunmehr ca. 5 geplanten Parzellen sollen einen Siedlungsabschluss bilden, eine 
weitere Entwicklung nach Süden wird nicht länger weiterverfolgt. Beeinträchtigungen des 
Orts- und Landschaftsbildes sind durch die Schaffung von ca. 5 Bauparzellen im direk-
ten Anschluss an bestehendes Bauland nicht zu erwarten. Zur Gewährleistung der tat-
sächlichen Verfügbarkeit werden Baulandsicherungsverträge abgeschlossen.  

Nachdem die Grundbesitzer die Aktivierung der Grundstücke nicht wünschen, ist nur ei-
ne Ausweisung im ÖEK vorgesehen. 
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F8/Ö8: Baulandentwicklung Hattmannsdorf 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

[..] Aufgrund der unveränderten Ausweisung im Funktionsplan bleiben die fachlichen 
Einwände aufrecht. Es wird auf die Ausführungen im Vorverfahren verwiesen. Die nun 
gleichzeitig geplante Baulandschaffung stellt eine völlig unharmonische, unwirtschaftli-
che und zeilenförmige Erweiterung eines bestehenden Siedlungssplitters dar und muss 
wie die Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes in Übereinstimmung mit den 
Aussagen in der ergänzend eingeholten naturschutzfachlichen Stellungnahme entschie-
den abgelehnt werden. Da den Forderungen der Landesstraßenverwaltung auch nicht 
entsprochen wurde, wird die Planung ebenso seitens der Landesstraßenverwaltung ab-
gelehnt.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Aufgrund der anhaltenden negativen Stellungnahmen wird die geplante Änderung – im 
Sinne des Gesamtplanes – zurückgezogen.  
Die Stellungnahme der Grundbesitzer vom 21.01.2021 wird zur Kenntnis genommen, 
ändert aber nichts an der Beurteilung. 

F30: Widmungskorrektur Sternchengebäude Nr. 29 – Lusweg: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

Die geringfügige Ergänzung der zugehörigen Baulandfläche des bestehenden Wohnge-
bäudes im Grünland Nr. 29 wird unverändert mit der Begründung, dass es sich um die 
Erfassung eines bewilligten Baubestandes handelt, weiterverfolgt. Nach der Rechtspre-
chung des VfGH („Bad Ischler Erkenntnis“ VfSlg. 12171) darf nämlich der Flächenwid-
mungsplan (nur) zum Zweck der Sanierung einer konsenslosen Bauführung nicht geän-
dert werden. Seitens der Örtlichen Raumordnung wird auf die forst- und naturschutz-
fachlichen Einwände in den Stellungnahmen im Vorverfahren und Genehmigungsverfah-
ren sowie auf die Überschreitung der in der Planzeichenverordnung für Flächenwid-
mungspläne festgelegten Größe von 1.000 m² verwiesen, womit keine fachliche Zustim-
mung erfolgen kann.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Durch die ggst. Änderung soll die Sternchenwidmung eines bewilligten Hauptgebäudes 
+ einer nicht konsumierten Baubewilligung für eine Garage bereinigt werden. Aufgrund 
der vorhandenen Baubewilligungen (Baukonsens vorhanden) soll die Änderung unver-
ändert weiterverfolgt werden. Eine geringfügige Überschreitung der erwähnten 1.000 m²-
Grenze für Sternchenflächen ist im ggst. Fall – nach einer Einzelfallsprüfung - jedenfalls 
gerechtfertigt.  

 

F34: Widmungskorrektur Sternchengebäude Nr. 49 – Kogl: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

Die geringfügige Ergänzung der zugehörigen Baulandfläche des bestehenden Wohnge-
bäudes im Grünland Nr. 49 wird unverändert mit der Begründung, dass es sich um die 
Erfassung eines bewilligten Baubestandes handelt, weiterverfolgt. Aufgrund der unver-
änderten Planung wird seitens der Örtlichen Raumordnung auf die Kritik im Vorverfahren 
verwiesen.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 
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Die entsprechende Grundlagenforschung hinsichtlich des bewilligten Baubestandes 
wird von Seiten der Gemeinde nachgereicht. Die Erhöhung des Gesamtausmaßes der 
Sternchenfläche um knapp 300 m² erscheint jedenfalls vertretbar, zumal knapp 45 % der 
Sternchenausweisung mit der Schutzzone SP1 „Hauptgebäude unzulässig“ überlagert 
werden sollen. Alle am Grundstück bestehenden Objekte sind baubewilligt; Die Ände-
rung soll dementsprechend unverändert weiterverfolgt werden. 

F35: Ansuchen um Verkaufsflächenerweiterung Hofer – Gewerbepark AS Unterweitersdorf: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

[..] Dennoch wird mit der Erhöhung der Verkaufsfläche ein Handelsbetrieb für den tägli-
chen Bedarf an einem rein autoaffinen Standort ohne Nahversorgungsfunktion attrakti-
viert, womit die Planung seitens der Überörtlichen und Örtlichen Raumordnung weiterhin 
entschieden kritisiert werden muss. 

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Aufgrund der anhaltenden negativen Stellungnahmen wird die geplante Änderung – im 
Sinne des Gesamtplanes – zurückgezogen.  

F40: Widmungskorrektur Sternchengebäude Nr. 24 - Reitern 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

Im Sinne der ergänzend eingeholten Stellungnahme seines der Abteilung Umwelt-, Bau- 
und Anlagentechnik ist aus elektrotechnischer Sicht die Textierung der schutz- oder Puf-
ferzone im Bauland an den mittlerweile etablierten Standard anzupassen: 

Schutz- oder Pufferzone im Bauland SPxx: Hochspannungsfreileitung 30kV: Die Er-
richtung von Gebäuden und Anlagen, welche den dauerhaft sicheren und ungestör-
ten Betrieb der Hochspannungsleitungen z.B. aufgrund ihrer Höhe, Ausdehnung, 
der Brandlast, der Nutzungsart, … gefährden könnten, ist unzulässig. Zur Abklärung 
ist dazu rechtzeitig vor der Realisierung von Bauwerken und anlagen jedenfalls mit 
dem Leitungsbetreiber nachweislich das Einvernehmen herzustellen.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Entsprechend der Stellungnahme soll im Schutzbereich der Hochspannungsfreileitung 
die „Schutzzone im Bauland SP12“ festgelegt werden.  
 

Allgemein: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

Gemäß der ergänzend eingeholten elektrotechnischen Stellungnahme sollte die darge-
stellte Breite der bestehenden 110kV-Freileitung überprüft werden, weil diese mit einer 
Gesamtbreite von 60 m für 220kV bzw. 380kV-Leitungen zutreffend wäre.  

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Nach Auskunft von Herrn Ing. Alfred Panholzer am 19.11.2020 (vgl. beiliegende Email-
korrespondenz) ist der Schutzbereich von beiderseits 25 Meter für die im Gemeindege-
biet liegenden 110kV-Leitungen ausreichend. Eine Änderung des bereits dargestellten 
Schutzabstandes erscheint demnach nicht erforderlich.  

Bestehende Bauten und Anlagen: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 
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Mit einigen Flächenwidmungsplan-Änderungen (Nr. 24, 25, 28, 29, 30, 33, 34, 39 und 
41) sollen Bestehende Bauten und Anlagen mit einer Widmung erfasst werden. Zu die-
sen Änderungen ist die Grundlagenforschung zum vorhandenen Baubestand betreffend 
Baukonsens zu ergänzen. In diesem Zusammenhang wird auf das Erkenntnis des VfGH 
(„Bad Ischler Erkenntnis“ VfSlg. 12171) verwiesen, wonach der Flächenwidmungsplan 
ausschließlich zum Zweck der Sanierung einer konsenslosen Bauführung nicht geändert 
werden darf.   

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Die Grundlagenforschung hinsichtlich des Baukonsenses wird vom Gemeindeamt 
nachgereicht.  

Baulandbilanz / Baulandbedarf: 

Versagungsgründe zum GR-Beschluss gem. §34(1) OÖ ROG 1994 (RO-2019-354911/32-Ja): 

Im Vorverfahren wurde festgestellt, dass die vorhandenen Baulandreserven im regiona-
len Vergleich als moderat zu bezeichnen sind. Anhand der als Grundlage für den Nach-
weis des Baulandbedarfs gemäß §21 OÖ ROG 1994 vorgelegte entscheidende Bau-
landbedarfsabschätzung konnte dieser jedoch nicht nachbewiesen werden, da die Bau-
landreserven für die nächsten 6 Jahre ausreichen. Eine Ergänzung der Grundlagenfor-
schung erfolgte nicht.  
Davon abgesehen ist aus fachlicher Sicht grundsätzlich unter Hinweis auf §15 Abs. 2 
und §16 Abs. 1 OÖ ROG 1994 die tatsächliche Verfügbarkeit der neu zu widmenden 
Baulandflächen sowie deren bauliche Nutzung innerhalb des gesetzlich normierten Pla-
nungshorizonts in privatrechtlichen Vereinbarungen sicher zu stellen. Mit den Änderun-
gen Nr. F1, F3, F4, F8, F11 und F23 soll insgesamt Bauland im Ausmaß von ca. 1,1 ha 
geschaffen werden. Entsprechende Baulandsicherungsverträge liegen jedoch nicht vor 
und sind jedenfalls abzuschließen. 

Stellungnahme des Gemeinderates: 

Die Gemeinde Unterweitersdorf wies zum Zeitpunkt 25.06.2018 lediglich 11,8 % Bau-
landreserven auf. Damit liegen die Baulandreserven weit unter dem oberösterreichi-
schen Durchschnitt. Trotz der geringen Reserven reichen – gemäß Teilbericht 1 – die 
Baulandreserven grundsätzlich für 6 Jahre. Wie jedoch in der Bilanz näher aufgeschlüs-
selt wurde, ist der Bedarf an Bauparzellen für Kleinhausbauten lediglich für ca. 3 Jahre 
gedeckt, weshalb auch Neuwidmungen von zusätzlichen Parzellen gerechtfertigt er-
scheinen. 

Die Baulandausweisungen im Rahmen der ggst. Gesamtüberarbeitung erfolgten im Sin-
ne dieses Bedarfes. Es wurde lediglich neues Bauland für ca. 15 Parzellen in Kleinhaus-
bauweise, jedoch kein Bauland für mehrgeschoßigem Wohnbau geschaffen.  

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass die geplante Gesamtüberarbeitung – auch 
bei Aktualisierung der Baulandreserven und des -bestandes – keine relevanten Auswir-
kungen auf die Flächenbilanz hat (vgl. untenstehende Tabelle).  

Wie die Gegenüberstellung der Bilanz aus dem Jahr 2018 (FW 5) und jener von 2020 
(FW 6, Stand Beschluss 2) zeigt, sind die Flächenreserven mit jeweils ca. 11,8 % weit-
gehend gleichgeblieben. Nachdem im Rahmen der Gesamtüberarbeitung teilweise Ver-
kehrsflächen anstatt des bisher gewidmeten Baulandes gewidmet wurden, ist der Bau-
landbestand insgesamt auch weitgehend gleich geblieben.  
 

Bauland Kategorie Bilanz FW 5 (25. Juni 2018) Bilanz FW 6 (2. Dezember 2020) 

 gewidmet ca.  Reserven ca.  gewidmet ca.  Reserven ca. 



 

Seite 15 

W Wohngebiet 
44,49 ha 7,42 ha 

(16,7 

%) 
44,56 ha 6,28 ha 

(14,1 

%) 

WF 
Wohngebiet für mehrgescho-

ßige förderbare Wohnbauten 
0,86 ha - - 0,87 ha - - 

D Dorfgebiet 
24,72 ha 2,02 ha (8,2 %) 25,83 ha 2,78 ha 

(10,8 

%) 

K Kerngebiet 
0,34 ha 0,17 ha 

(48,5 

%) 
0,34 ha 0,16 ha 

(47,1 

%) 

M Gemischtes Baugebiet 0,22 ha - - 0,22 ha - - 

MB Eingeschränktes 

Gemischtes Baugebiet 
1,06 ha - - 1,06 ha - - 

B Betriebsbaugebiet 7,67 ha 0,11 ha (1,4 %) 7,76 ha 0,61 ha (7,7 %) 

G 
Geschäftsgebiet  

(300-1500m² GVF)  
1,57 ha - - 1,56 ha - - 

SO Sondergebiet 1,27 ha - - 1,27 ha - - 

Summe 82,21 ha 9,71 ha 
(11,8 

%) 
83,47 ha 9,83 ha 

(11,8 

%) 

 

Hinsichtlich der 6 Jahre, für welche gemäß Teilbericht 1 der Baulandbestand reicht, wird 
aus Sicht des Gemeinderates auch auf die Raumordnungsgesetz-Novelle von 2021 
verwiesen, welche mit 1. Jänner 2021 in Kraft treten soll. Künftig darf entsprechend des 
Entwurfes der ROG-Novelle Bauland für 7,5 Jahre gewidmet werden, wonach die im 
Teilbericht 1 berechneten 6 Jahre auch grundsätzlich mit den Festlegungen des neuen 
ROGs korrespondieren.   
 
Ergänzend ist festzuhalten, dass für Neuwidmungen grundsätzlich Baulandsicherungs-
verträge abgeschlossen werden. Diese Verträge werden vom Gemeindeamt beigelegt. 

 
Erhebungsblatt Nr. F44 und Baubewilligungsbescheide werden nachgereicht. 

 

Keine Baulandsicherungsverträge vorhanden bzw. bisher nicht zustande gekommen. 

• F1 Oberwögern (Schiefer/Wöckinger): Grundstücke 1004/1 u. 965/3 (Teilfläche von ca. 4.800 

m²) – Ausweisung Bauland nur im ÖEK 

• F11 Panoramaweg (Stiftinger) – Grundstück 597/1 (1.550 m²) – Ausweisung Bauland weiterhin 

nur im ÖEK 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm.-Stv. DI Zeller berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 03.12.2020 bzw. 

04.03.2021): 

 

Stellungsnahmen zu den Versagungsgründen: 

 

• P1/P2 (Schiefer/Wöckinger – Oberwögern) – Ausweisung nur ÖEK 

o Zustimmung erfolgt – wenn die Gemeinde entsprechend begründet. 

Geringfügige Erweiterung, Infrastruktur vorhanden, zukünftig keine Erweiterung mehr 

möglich bzw. geplant (lt. Entwicklungskonzept bzw. räumlichen Leitbild) 

o Baulandsicherungsvertrag liegt nicht vor (lt. Schreiben Grundbesitzer vom 23.02.2021) nur 

Ausweisung im ÖEK 

 

• P8/P9 (Kürnsteiner – Hattmannsdorf) – keine Weiterverfolgung 
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o Auf Grund der negativen Stellungnahmen erfolgt keine Baulandausweisung. 

 

• P30 (Pfeifer – Lusweg) – Änderung bleibt aufrecht 

o Zustimmung erfolgt – Baubewilligung für Garage vorhanden bzw. Widmungsabstand für 

Hauptgebäude erforderlich. 

o Einschränkung der Bebauung  

 

• P34 (Matzinger – Kogl) – Änderung bleibt aufrecht 

o Baubewilligungen vorhanden 

 

• P35 – Hofermarkt – keine Weiterverfolgung 

o Keine Zustimmung der Aufsichtsbehörde – widerspricht Raumordnung. 

 

• P40 (Winter/Janes – Reitern) – Ergänzung Leitungsabstände 

 

• Allgemein 

Schutzzonen Stromleitungen werden ergänzt. 

 

• Bestehende Bauten 

Baubewilligungen werden nachgereicht. 

 

• Baulandbilanz 

Ortplaner kontrolliert Bilanz bzw. wird adaptiert 

 

• Plandarstellungen 

F44 - Änderungsnummer für Straßenwidmungen. 

 

• F11 Panoramaweg (Stiftinger) – Ausweisung nur im ÖEK (= aktueller Rechtsstand) 

Grundstück 597/1 (1.550 m²) – Ausweisung Bauland nur im ÖEK (kein Baulandsicherungsvertrag 

vorhanden bzw. Bedarf gegeben, da noch Reserven vorhanden sind). 

 

Für folgende Grundstücke liegen Optionsverträge (Baulandsicherung) vor und sind Teil des Be-

schlusses: 

• F3 Oberwögern (Dallinger) Grundstück 935/9 (1.647 m²) – mit € 120,0/m² 

• F4 Oberwögern (Edelhofer) – Grundstück 930/3 (2.450 m²) – mit € 120,00/m² 

• F23 Loibersdorf (Gradl) – Grundstück 2855 (Teilfläche von ca. 800 m²) – mit € 110,00/m² 

 

 

Beschluss: 

Die Stellungsnahmen zu den Versagungsgründen zum Flächenwidmungsplan Nr. 6 und Örtli-

ches Entwicklungskonzept Nr. 3 werden beschlossen.  

Weiters werden die Baulandsicherungsverträge (Optionsverträge) genehmigt.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

Zu 6.  Amtsgebäude - Sanierung/Erweiterung; Auftragsvergaben 
 

Sachverhalt: 
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Der Gemeinderat hat am 28.06.2018 den Grundsatzbeschluss über das Projekt gefasst und am 

24.09.2020 den Finanzierungsplan mit Gesamtkosten von € 733.400,00 genehmigt. 

 

Der Gemeinderat hat bereits am 17.12.2020 Auftragsvergaben genehmigt – nunmehr sollen folgende 

Gewerke vergeben werden: 
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Die genehmigten Gesamtkosten sind mit € 733.400,00 fixiert. Diese Kosten erhöhen sich mit dem 

Baukostenindex auf € 743.000,00. 

Lt. Ausschreibungen und Vergaben liegen die Kosten nun bei ca. 780.000,00, wobei noch Einsparungs-

potential wie folgt besteht: 

• Aufschließung € 9.000,00  

• Außenanlagen € 10.000,00 

• Einrichtung – es besteht noch Einsparungspotential von mind. ca. € 10.000,00 
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Berücksichtigt ist bei den „vorläufigen Kosten“ die Klimatisierung mit ca. € 22.000,00. Im Gegenzug 

werden aber im Bereich Heizung/Lüftung/Sanitär ca. € 5.000,00 (Verwendung bestehende Ausrüstung 

wie Waschbecken, Pumpen usw.) eingespart. 

Weiters sind Förderungen für den Heizkesseltausch noch nicht berücksichtigt. 

 

Zusammenfassend ergibt sich derzeit eine geringfügige Kostenüberschreitung von ca. € 10.000,00 – 

begründet auf derzeit doch relativ hohe Preise im Bau- und Baunebengewerbe. 

 

 

• Kunst am Bau 

Bei öffentlichen Gebäuden muss ca. 1% für „Kunst am Bau“ aufgewendet werden. 

Grundsätzlich ist zu klären, in welcher Form dies realisiert wird.  

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bauausschuss-Obm.-Stv. DI(FH) Zeller berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag 

lt. Beschlussvorschlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 04.03.2021): 

• Genehmigung Auftragsvergaben lt. Sachverhalt 

 

Beschluss: 

Die Auftragsvergaben werden gemäß Sachverhalt genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 23 Ja-Stimmen (SPÖ+ÖVP-Fraktion, 1 Stimmenthaltung (Kapplmüller) 

 

 

 

 

Zu 7.  Vermessung Zehentweg und Übernahme in das öffentliche Gut 
 

Sachverhalt: 

Mit Grundabtretungsprotokoll vom 11.11.1983 und Verordnung des Gemeinderates wurde der „Zeh-

entweg“ in das öffentliche Gut abgetreten bzw. als öffentliche Verkehrsfläche gewidmet und im Jahre 

1983 errichtet. Eine grundbücherliche Durchführung erfolgte jedoch nie – dies soll nun wie folgt er-

folgen: 
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Grundlagen:  Verordnung des Gemeinderats vom 11.11.1983 

  Grundabtretungsprotokoll vom 11.11.1983 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm.-Stv. DI(FH) Zeller berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschluss-

vorschlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (Antrag lt. Sitzung vom 04.03.2021): 

• Genehmigung Vermessung und Übernahme in das öffentliche Gut lt. vorliegendem Vermessungs-

plan 

 

Beschluss: 

Die Vermessung und Übernahme in das öffentliche Gut wird gemäß vorliegendem Vermes-

sungsplan genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

Zu 8.  Umweltbericht 2020 
 

Sachverhalt: 

Auf Grund eines Erlasses des Amtes der O.ö. Landesregierung sollte der Umweltausschuss jährlich 

einen Tätigkeitsbericht dem Gemeinderat vorlegen. 

Der Bericht für das Jahr 2020 vom 01.03.2021 liegt nunmehr wie folgt vor: 

 

1. Allgemeines 

 

Der Ausschuss für örtliche Umwelt- und Klimabündnisfragen hat im Jahr 2020 

 

3 Sitzungen mit 10 Tagesordnungspunkten 

 

abgehalten. 

 

Wesentlicher Inhalt der Beratungen im Ausschuss im abgelaufenen Jahr war der Zubau einer Klär-

schlammpresse. 

 

2. Tätigkeitsbericht 

 

Der nachstehende Bericht soll einen Großteil bzw. die wichtigsten Punkte aufzeigen, die der Aus-

schuss behandelt oder in die Wege geleitet hat. 

 

a) Abwasserbeseitigung 

• Info Stand Klärschlammpresse 

• Kanalordnung – Kostenersatz für Herstellung Kanalanschluss; Aufhebung Beschluss 

• Kanalsanierung Zone B + C – weitere Vorgangsweise 

• Fertigstellung Klärschlammpresse – Bericht 

• Kanalgebühren – Neufassung 
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• ABA Unterweitersdorf – Sanierungsmaßnahmen Zone A, B und C - Auftragsvergabe 

 

b) Klimabündnis/Energie 

• Klimabündnisangelegenheiten – Programm 2020 

• „Die Freunde der Erde“ – Sammelpassaktion 

• Mitfahrbankerl 

 

c) Gesundheit 

• Gesundheitsangelegenheiten – Jahresprogramm 2020 

 

d) Abfall 

• Flurreinigungsaktion – Hui statt Pfui 

• Tag der Abfallwirtschaft 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. DI Matzinger berichtet im Sinne des Sachverhalts, er erläutert den Bericht und ersucht um 

Kenntnisnahme lt. Beschlussvorschlag. 

Keine Wortmeldungen – der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für örtliche Umweltfragen und Klimabündnisangelegenhei-

ten (lt. Vorschlag Sitzung vom 08.03.2021): 

• Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Zu 9.  Allfälliges 
 

Vzbgm. Wöckinger weist noch auf die 2 Termine des Vereins „Umsatteln“ am 08.05. und 

26.05.2021 hin. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

vom 17.12.2020 wurden keine Einwendungen erhoben. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vor-

liegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung. 

Ende der Sitzung: 20:15 Uhr 

Vorsitzender: Schriftführer: 

Zillner Günther e.h. 

_________________________ 

Matzinger Christian e.h. 

Lehner Gerhard e.h. 

_________________________ 

Genehmigung Verhandlungsschrift 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

am 06.05.2021 keine Einwendung erhoben bzw. die Verhandlungsschrift ohne Änderung genehmigt 

wurde. 

Folgende Änderungen wurden genehmigt: 

Siehe Verhandlungsschrift vom _________ und diesem Protokoll beigefügten Berichtigungsvermerk. 

Im Sinne des § 54 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung wird vom Vorsitzenden und von den unterzeichneten 

Mitgliedern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen das ordnungsgemäße Zustandekommen der 

Verhandlungsschrift bestätigt. 

Unterweitersdorf, am 06.05.2021 

Der Vorsitzende: 

Zillner Günther e.h.

Gemeinderat (SPÖ): Gemeinderat (ÖVP): Gemeinderat (BUNT): 

Zeller Daniel e.h. 

_________________________ 

Matzinger Johannes e.h. 

_________________________ 

Kapplmüller Anton e.h. 

_________________________ 
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Gemeindeamt Unterweitersdorf 

4213, Bezirk Freistadt, O.ö. 
Zl.: 004-1-GR/001/2021  

 

Öffentliche Fragestunde 

 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 
 

am Donnerstag, den 11.03.2021 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

 

Bürgermeister Mag. Zillner eröffnet um 19,15 Uhr die Fragestunde. 

 

Anwesende Personen: 

 

Folgende Anfragen bzw. Fragen werden gestellt: 

Pointner Johannes – stellt die Frage, warum er das Protokoll (Fragestunde) der letzten nicht erhalten 

hat. Weiters meint er, dass dies geändert werden sollte, damit sofort ein Zugang zum Protokoll be-

steht. 

AL Matzinger erklärt, dass es mit der Genehmigung des Protokolls in der nächsten Sitzung veröffent-

licht wird. 

Bgm. Mag. Zillner meint dazu, dass dies der neue Gemeinderat regeln sollte. 

 

 

 

 

 

 

Ende:  19,30 Uhr 

 


